
AMT DER KÄRNTNER LANDESREGIERUNG 
A - 9021 Klagenfurt 

Zahl: Verf- 345/5/1998 

Betreff: 

Entwürfe von Novellen zum Schulorga­
nisationsgesetz, zum Schulunterrichts­
gesetz, zum Schulpflichtgesetz 1985 und 
zum Pflichtschulerhaltungs-Grundsatz­
gesetz; Stellungnahme 

An das 
Präsidium des Nationalrates 

1017 WIE N 

Abteilung 2V­
Verfassungsdienst 

Auskünfte: Dr. Glantschnig 
Telefon: (0463) 536 
Durchwahl: 30204 
Fax: (0463) 536 32007 
e-mail: post.2V@ktn.gv.at 

Bei Eingaben bitte die Geschäftszahl anfUhren. 

DVR: 0062413 

Beiliegend werden 25 Ausfertigungen der Stellungnahme des Amtes der Kärntner Landes­

regierung zu Entwürfen, mit denen das Schulorganisationsgesetz, das Schulunterrichts­

gesetz, das Schulpflichtgesetz 1985 und das Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz 

geändert werden sollen, übermittelt. 

Anlage 

Klagenfurt, 27. März 1998 

Für die Kärntner Landesregierung: 

Der Landesamtsdirektor: 

Dr. Sladko 

FdRdA 

~l\ty 
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AMT DER KÄRNTNER LANDESREGIERUNG 
A - 9021 Klagenfurt 

Zahl: Verf- 345/5/1998 

Betreff: 

Entwürfe von Novellen zum Schulorga­
nisationsgesetz, zum Schulunterrichts­
gesetz, zum Schulpflichtgesetz 1985 und 
zum Pflichtschulerhaltungs-Grundsatz­
gesetz; Stellungnahme 

An das 
Bundesministerium für 
Unterricht und kulturelle Angelegenheiten 

Minoritenplatz 5 
1014 WIE N 

Abteilung 2V­
Verfassungsdienst 

Auskünfte: Dr. Glantschnig 
Telefon: (0463) 536 
Durchwahl: 30204 
Fax: (0463) 536 32007 
e-maU: post.2V@ktn.gv.at 

Bei Eiqpbcn bitte die Gc:schaftsDhlIllfllbren. 

DVR: 0062413 

Zu den mit Schreiben vom 2. Februar 1998, ZI. 12.690/3-1I11A12198, zur Stellungnahme 

übermittelten Entwürfen, mit denen das Schulorganisationsgesetz, das Schulunterrichts­

gesetz, das Schulpflichtgesetz 1985 und das PfIichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz 

geändert werden sollen, nimmt das Amt der Kärntner Landesregierung wie folgt Stellung: 

1. Lebende Fremdsprache in der 1. und 2. Schulstufe: 

Gegen die Einführung der verbindlichen Übung "lebende Fremdsprache" auch für die 1. 

und 2. Schulstufe ab 1. September 1998, wird grundsätzlich kein Einwand erhoben, 

wenn der Lehrplan keine Erhöhung der Gesamtwochenstundenzahl in der Grundschule 

sondern eine integrative Führung der verbindlichen Übung auf der 1. und 2. Schulstufe -

wie bereits im Schulversuch - vorsehen wird. 

Die im § 129 des Schulorganisationsgesetzes vorgesehene Ermächtung des Landes­

schulrates zur Verschiebung des Inkrafttretenstermines wird ausdrücklich begrüßt, zumal 

auch in Kärnten mit organisatorischen Schwierigkeiten zu rechnen ist. 

2. Leistungsniveaus an Hauptschulen: 

Auch gegen die vorgesehenen flexibleren Formen der Leistungsdifferenzierung in der 

Hauptschule wird grundsätzlich kein Einwand erhoben, zumal dies innerhalb der den 
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Schulen zur Verfügung gestellten Stundenkontingente erfolgen wird. Der 2. Satz des 

§ 15 Abs. 2 des Schulorganisationsgesetzes war schon bisher irreführend, zumal in § 16 

Abs. 2 leg.cit. drei Leistungsniveaus verpflichtend vorgesehen sind. 

3. Schuleingangsbereich : 

a) Zu § 17 Abs. 5 SChulunterrichtsgesetz: 

Die Möglichkeit zum Wechsel der Schulstufen während des Unterrichtsjahres 

innerhalb der Grundstufe 1 der Volksschule, bildet das Kernstück der Regelung 

betreffend den Schuleingangsbereich, weil dadurch ein Durchlaufen dieser 

Schulstufen in einem Jahr bis drei Jahren ermöglicht wird. Zur Gewährleistung eines 

Rechtsschutzes wird daher die Verankerung eines Berufungsrechtes der Erziehungs­

berechtigten gegen eine negative Entscheidung der Schulkonferenz im § 70 Abs. 1 

des Schulunterrichtsgesetzes notwendig sein. 

b) Im Vorblatt der Erläuterungen zur Schulorganisations- und Schulpflichtgesetznovelle 

wird bei den Zielen und Inhalten der Neuregelung zum Ausdruck gebracht, daß 

sowohl schulpflichtige aber nicht schulreife Kinder als auch Kinder mit sonderpäda­

gogischem Förderbedarf in der in der Grundstufe I verbindlich vorgesehenen 

Vorschulstufe aufgenommen werden sollen. Im Gegensatz dazu ist jedoch im § 6 

Abs. 2 d des Schulpflichtgesetzes ausdrücklich nur die Aufnahme der schulpflichtigen, 

aber nicht schulreifen Kinder in die Vorschulstufe geregelt. Die nach den erläuternden 

Bemerkungen anzunehmende verpflichtende Aufnahme von Kindern mit sonderpäda­

gogischem Förderbedarf in die Vorschulstufe, würde auch nicht den Vorstellungen der 

Schulaufsicht entsprechen; vielmehr sollte allein die Entscheidung des Bezirksschul­

rates bzw. der Schulkonferenz gemäß § 17 Abs. 4 des SChulunterrichtsgesetzes 

maßgeblich sein. Es muß berücksichtigt werden, daß der Besuch der Vorschulstufe 

keineswegs für jedes noch nicht schulreife bzw. insbesondere nicht für jedes Kind mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf sinnvoll sein muß. Es stellt sich die Frage, was 

zB ein blindes oder taubes Kind vom Besuch der Vorschulstufe profitieren könnte. 

c) Da es in Kärnten auf Grund des hohen Versorgungsgrades an Vorschuleinrichtungen 

praktisch kaum dazu gekommen ist, daß schulpflichtige, aber nicht schulreife Kinder 

bzw. Dispenskinder nach dem Widerruf ihrer vorzeitigen Aufnahme in die 1. 

Schulstufe der Grundschule nicht schulisch betreut worden sind, sind Mehrkosten 

durch den Schuleingangsbereich für den Bereich des Landes Kärnten jedenfalls aus-
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geschlossen. Allerdings müßte gewährleistet sein, daß nach den Stellenplanrichtlinien 

für die Schüler der Vorschulstufe weiterhin der Teiler 12 Anwendung findet. 

Bei der Darstellung der Kostenauswirkungen der Neuregelungen der Schuleingangs­

phase blieb allerdings unberücksichtigt, daß dem Klassenlehrer bei gemeinsamer 

Führung der Vorschulstufe sowie der Schulstufen der Grundstufe I eine Abteilungszu­

lage gemäß § 59a Abs. 1 des Gehaltsgesetzes gebührt. 

4. Aufbau der Sonderschule: 

Wenn auch die im § 24 des Schulorganisationsgesetzes vorgesehene Führung einer 9. 

Schulstufe an der Sonderschule in Form eines Berufsvorbereitungsjahres nur von 

wenigen Schülem in Anspruch genommen werden wird, sind durch allfällige Lehr­

planforderungen zu erwartende ausstattungsmäßigen Mehrkosten für die Schulerhalter 

nicht auszuschließen, zumal berufsvorbereitende Inhalte wie auch an der poly­

technischen Schule vermittelt werden sollen. 

Problematisch erscheint, daß ein Berufsvorbereitungsjahr für behinderte Kinder nur an 

der Sonderschule in Betracht gezogen wird. Damit werden die vorangehenden Inte­

grationsbemühungen in Frage gestellt. 

5. Überspringen von Schulstufen: 

Der im § 26 Abs. 4 des SChulunterrichtsgesetzes vorgesehene Widerruf der Aufnahme 

eines Schülers in die übemächste Schulstufe ist nur möglich, wenn vorher das 

Einvemehmen mit dem Schüler bzw. dessen Erziehungsberechtigten hergestellt worden 

ist. Auch diese Regelung dürfte für die praktische Vollziehung Schwierigkeiten bringen. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter einem dem Präsidium des 

Nationalrates übermittelt. 

Klagenfurt, 27. März 1998 
Für die Kämtner Landesregierung: 

Der Landesamtsdirektor: 
Dr. Sladko 

FdRdA 
/) 
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